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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 

4 StR 46/24 
 

vom 

24. April 2024 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 
 

 

 

 

wegen schweren sexuellen Missbrauchs von Kindern u.a. 
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Der 4. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundesan-

walts und nach Anhörung des Beschwerdeführers am 24. April 2024 gemäß 

§ 154a Abs. 2, § 349 Abs. 2 und 4 StPO, § 354 Abs. 1 StPO analog beschlossen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Land-

gerichts Dortmund vom 29. August 2023 wird  

a) das Verfahren in den Fällen II.2.a), aa) und bb) der Urteils-

gründe jeweils auf den Vorwurf des sexuellen Übergriffs 

beschränkt; 

b) das vorbezeichnete Urteil geändert  

aa) im Schuldspruch dahin, dass der Angeklagte des 

schweren sexuellen Missbrauchs von Kindern in Tat-

einheit mit sexuellem Übergriff und sexuellem Miss-

brauch von Schutzbefohlenen in zwölf Fällen, des se-

xuellen Missbrauchs von Kindern in Tateinheit mit se-

xuellem Übergriff und sexuellem Missbrauch von 

Schutzbefohlenen in zwei weiteren Fällen sowie des 

sexuellen Übergriffs in 21 weiteren Fällen, in einem 

davon in Tateinheit mit sexuellem Missbrauch von 

Schutzbefohlenen, schuldig ist; 

bb) im Strafausspruch dahin, dass die Einzelstrafen in 

den Fällen II.2.a), aa) und bb) der Urteilsgründe auf 

jeweils sechs Monate Freiheitsstrafe herabgesetzt 

werden. 

2. Die weiter gehende Revision wird verworfen. 
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3. Der Beschwerdeführer hat die Kosten des Rechtsmittels zu 

tragen. 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen schweren sexuellen Miss-

brauchs von Kindern in Tateinheit mit sexuellem Übergriff und sexuellem Miss-

brauch von Schutzbefohlenen in zwölf Fällen, sexuellen Missbrauchs von Kin-

dern in Tateinheit mit sexuellem Übergriff und sexuellem Missbrauch von Schutz-

befohlenen in zwei weiteren Fällen sowie wegen sexuellen Übergriffs in Tatein-

heit mit sexuellem Missbrauch von Schutzbefohlenen in 21 weiteren Fällen zu 

einer Gesamtfreiheitsstrafe von fünf Jahren und neun Monaten verurteilt und aus-

gesprochen, dass hiervon zwei Monate als bereits vollstreckt gelten. Die auf die 

Rüge der Verletzung materiellen Rechts gestützte Revision des Angeklagten er-

zielt den aus der Beschlussformel ersichtlichen Teilerfolg und ist im Übrigen un-

begründet im Sinne des § 349 Abs. 2 StPO. 

1. Der Senat hat auf Antrag des Generalbundesanwalts die Strafverfol-

gung in den Fällen II.2.a), aa) und bb) der Urteilsgründe (20 der 21 Taten zum 

Nachteil der Geschädigten B.        ) aus verfahrensökonomischen Gründen auf 

den Vorwurf des sexuellen Übergriffs beschränkt (§ 154a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 

Abs. 2 StPO), nachdem das Landgericht in diesen Fällen keine sicheren Fest-

stellungen zur Minderjährigkeit der Geschädigten zu den Tatzeitpunkten getrof-

fen hat. Zu der vom Generalbundesanwalt beantragten weiter gehenden Verfol-

gungsbeschränkung auch hinsichtlich des Falls II.2.a), cc) der Urteilsgründe sieht 
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der Senat hingegen keine Veranlassung, denn insoweit hat das Landgericht ei-

nen nicht näher bestimmten Tag im Sommer 2017 – in dem die Geschädigte 

durchgehend noch minderjährig war – als Tatzeit festgestellt. 

2. In der Folge war der Schuldspruch entsprechend § 354 Abs. 1 StPO wie 

aus der Beschlussformel ersichtlich zu ändern. 

3. Auch die Einzelstrafen in den Fällen II.2.a), aa) und bb) der Urteils-

gründe können nicht bestehen bleiben. Der Senat schließt angesichts der vom 

Landgericht bei der Wahl des Strafrahmens für diese Fälle in die Gesamtwürdi-

gung eingestellten weiteren gewichtigen Strafschärfungsgründe zwar aus, dass 

es ohne die Annahme des tateinheitlich mitverwirklichten sexuellen Missbrauchs 

von Schutzbefohlenen hier zu minder schweren Fällen im Sinne des § 177 Abs. 9 

StGB gelangt wäre. Nicht sicher auszuschließen ist wegen der jeweils ausdrück-

lich strafschärfend berücksichtigten Verwirklichung mehrerer Straftatbestände 

hingegen, dass die Strafkammer in diesen Fällen bei einer Verurteilung allein 

wegen sexuellen Übergriffs innerhalb des Regelstrafrahmens jeweils auf niedri-

gere Einzelstrafen erkannt hätte. Zur Vermeidung jeglicher Benachteiligung des 

Angeklagten setzt der Senat für diese Taten daher entsprechend § 354 Abs. 1 

StPO jeweils die Mindeststrafe von sechs Monaten Freiheitstrafe (§ 177 Abs. 1 

StGB) fest.  

Der Ausspruch über die Gesamtfreiheitsstrafe bleibt hiervon unberührt. 

Angesichts der rechtsfehlerfrei bemessenen Einsatzstrafe von drei Jahren und 

sechs Monaten Freiheitsstrafe, elf Einzelstrafen von je drei Jahren Freiheits-

strafe, zwei Einzelstrafen von je zwei Jahren Freiheitsstrafe und einer weiteren 

Einzelstrafe von einem Jahr und sechs Monaten Freiheitsstrafe ist auszuschlie-
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ßen, dass das Landgericht bei Einzelstrafen jeweils in Höhe von nur sechs Mo-

naten in den weiteren 20 Fällen zum Nachteil der Geschädigten B.       auf eine 

geringere Gesamtstrafe erkannt hätte. 

4. Die Kostenentscheidung folgt aus § 473 Abs. 4 StPO; der geringe Teil-

erfolg der Revision rechtfertigt es nicht, den Angeklagten teilweise von den durch 

sie veranlassten Kosten und Auslagen freizustellen. 

Quentin Maatsch Scheuß 

Ri‘inBGH Dr. Momsen-Pflanz ist 
wegen Urlaubs an der Unter-
schriftsleistung gehindert. 
 

Quentin Marks 
 

Vorinstanz: 

Landgericht Dortmund, 29.08.2023 ‒ 31 KLs-910 Js 1410/21-37/21 
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